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ei n später Trost f ür dich! (Heiterke it und Beifa ll.) 

Lie be Freunde ! Nun haben wir ei ne Regie rungsman nscha ft , 

wo man nur staune n ka nn. Man staun t , wer hi neingegangen ist , man 

staunt, wer nicht hi nei ngega nge n ist , man staunt , wer dri nge -

bli eben ist und wi e andere wegge komme n si nd . Ma n kommt letztli ch 

aus dem Staunen nicht heraus . Dies wird ei nem verka uft als Rec hts -

ruck, um damit irgendwo Stimme n zu gewi nne n . Dann hör t man wi eder : 

Die Linken werd e n sich darüber f r e uen, weil dann di e Re chten 

bei den Sozialisten die Wahlen verliere n können. Un andere ähnliche 

Kalkulationen gehen hi er durch die Gegend. Damit will ich mich . gar 

nicht beschäftigen. Vi e l ärger ist, daß das of fe nsichtlich eine 

Regierung oder Regi e rungsumbildung i st, di e l e tztlich nicht an sich 

selber glaubt. Dem gegenwär tigen Bundeskanzl e r sagt man nach, daß 

sein Sessel als Genera ldi rekto r de r Note nbank schon ge sicher t sei. 

Der gegenwärtige Ver te idigungsminister und Verstaatlichtenminister 

führen hier eine Amtsführung vor, di e mi t Siche rheitsgurten und 

Rückfahrkarte erster Klass e ausgestattet ist. In ihren Antritts-

erklärungen teilen sie mit, daß sie sich den Platz schon gesichert 

haben, auf den sie zurückkehren woll e n. Sie müssen eine ungeheure 

Überzeugung von ihrer eigenen Wirksamkeit und ihren eigenen 

Erfolgschancen haben, wenn sie sich schon umdrehen und schauen, 

wie der Platz hinter ihnen aussieht, auf den sie zurücktreten 

können. Es muß ein schönes Gefühl für die Beschä f tigten bei Steyr-

Daimler-Puch sein , wenn der neue Verstaatlichtenminister erklärt, 

er habe ein hervorragendes Konze pt hinte r lassen und es gehe jetzt 

e igentlich nur mehr um die Durchführung. Drei Tage ist er weg, 

und j e tzt sollen 800 Mitarbeiter dieses Unternehmens gekündigt 
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wer d0n, Da s muß e in ung ehe ures Gef ühl sein f Ur die gesamte 

Regierung , di e un t e r dem Gesicht spunk t antritt , daß man de n 

Finanzministe r e ig e ntlich e rst nach e inem "Vater , Vater, leih ma 

d ' Sc he r "-Spiel l e tztlich fi ndet , wobei besagte r Fi nanzminister 

a l s Ve rstaatlicht e nm i nister erklärt , daß er ein weiteres ver-

bl e ibe n i n der Regierung mi t seinem Gewissen nicht vereinbaren 

könn e . Da nn kommt er plötzlich wi eder in der Himmelpfortgasse 

/1era us . 

Dazwischen gib~ es aber ei ne gewisse Mitleids phase, man 

mu ß das lesen : Präsident Benya hat, in welcher Eigenschaft 

imme r , z~ Lacina e rklärt: Es tut mir leid, daß er nicht mehr 

we ite rmacht . Er wurd e zu Unrecht zu stark kritisiert. Dann sagt 

Be nya no c h: Di e Sprache in de n Betri e ben se i manchmal auch unfair. 

Lacina jedenf alls sei zutief st getroffen. 

Irge ndwo kommt einen wirklich das Mitleid an: Der Arme, 

man hat ihn kr iti siert . Ja, bitte, wird e r nicht mit Recht 

kritisiert , wenn soundso viel Arbeitsplätze gefährdet sind, 

we nn das Schicksal großer Unternehmen fraglich ist und wenn 

Milliarden um Milliarden an Steuerschillingen aort hinein-

wa nde rn? und dann ist er zuti ef st getroffen und tief gekränkt, 

we nn er kri tisiert wird? Wenn er empfindlich ist, dann soll er 

aus der Reg i erung gehen! Alter guter englischer Spruch: If 

it's too hot in the kitchen, go out! Es hat ihn niemand 

von uns daran gehindert. Wir haben ihn nicht als Finanzminister 

be r ufe n. (Beifa ll.) 
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Abe r , l i e be Fre unde , ma n kommt weite r ni ch t a us dem Sta unen 

he ra us . De r ne ue Auße nmini s t e r ve rk ünde t uns a llen , da ß e r 

die ga nze n Mögl ichke ite n und e i ne große Gegenof f ensive des Außen -

mi niSteri ums unte r de m Motto "Wir dürfen keine Zeit ve rlieren " 

starte n wird, um da s Ans e he n Öste rre ichs im Ausland zu retten. 

De n gesamt e n Appar a t de s Außenministe riums wird er einsetzen. 

Eige nt l ich würde ich mich als Beamter des Außenministeriums für 

di ese Aus s age e ntspreche ndbedanken. Was hat denn das Außenministerium 

bishe r ge tan ? De r bishe rige Minister hat es bestenfalls daran 

ge h i nde r t, das zu tun. Wir sind davon überzeugt, daß ein Beamter 

d~s öste rre ichischen Außenministeriums der Aufforderung des 

Mi niste rs nich t bedarf, etwas für das Ansehen seines Landes 

i m Ausland zu t un. (Be ifall. ) 

Li e be Fr e und e ! Dann habe n wir noch Minister, di e eigentlich 

nicht me hr in ihrem Ministerium bleiben wollten, sondern ein 

a nde r e s überne hme n wollten. Das ist der Wissenschaftsminister, 

de m ma n ja überhaupt nicht nachsagen kann, daß er sich bisher 

i n s e in Mini s t e rium besonders verliebt hätt e . In Wirklichkeit 

ist er i mmer als Ge ne ralsekretär der Regierungskoalition ange-

tr e t e n. Irge ndwo war es folgerichtig, daß er weg wollte, nur 

sc he i nt o ffe nsichtlich den Sozialisten selber klar gewesen zu 

s e i n, daß das Aue ßnministerium nicht der richtige Platz 

f ür i hn i st. 

Es is t ja auch ein ganz eigenartiger Minister. Er hat bis 

j et zt nicht e inmal di e Mitt e l zustande gebracht, um die recht-

ze itige Renovierung der Schatzkammer durchzuziehen. Dafür ent-

ge he n i hm Mitte l aus den Eintrittsgebühren, und er kommt erst, 
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wenn er die Zeitung liest, darauf, daß er zahlungsunfähig 

iS t - Aber das ist gar kein Wunder, ihm verdanken wir einen 

neuen Typus von Streik. Bisher wurde gestreikt, weil man 

vielleicht da und dort weniger arbeiten oder anders gestalten 

wollte. Minister Fischer ist es gelungen, einen Streik der 

Informationsstudenten auszulösen, weil die Studenten nicht die 

Arbeitsvoraussetzungen vorgefunden haben, weil sie nicht 

arbeiten konnten, weil der Minister auf die Voraussetzungen ver-

gessen hat. Er hat gemeint, wenn man in ein Gesetz hinei~schreibt: 

Informatik ist zu studieren, dann entstehen die Einrichtungen 

von selber. Daß gerade Fischer an Wunder glaubt, wundert mich. 

So kann man nur ironisch feststellen: Das eigentlich stabili-

sierende Element in der gegenwärtigen Bundesregierung sind die 

Minister der Freiheitllichen Partei. Die bleiben. Ich verstehe 

das, die können auch nicht gehen, sonst sind sie selber weg und 

von der Partei gar nicht zu reden. (Heiterkeit und Beifall.) 

So ist aus der Durchflutung aller Lebensbereiche mit mehr 

Demokratie eher etwas Klägliches geworden, über das wir uns nicht 

freuen können. So ist aus der Liberalität eher ein Spiel mit Aus-

landshaß, mit Provinzialismus, mit geistiger Enge geworden. 

Der Kulturminister zensuriert die Literaten. Er rühmt sich, 

daß die Freiheit der Kunst in der Verfassung verankert ist. 

Dafür werden aber die Budgetansätze im Kulturbereich bis zu 

30 Prozent gekürzt. Frei sind sie dann, die Künstler, aber die 
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Mciglichkeiten, daß sie etwas tun k6nn en , unt e rbl e iben . 

Freiheit verlangt aber auch entsprechende Vorau ssetzungen . 

Das alles sind in Wirklichkeit dann nur Verlegenheiten, die 

hier übrig geblieben sind. 

Hier kann man wieder einmal beim guten alten Franz Grill-

parzer nachschlage~, der offensichtlich 1851 die Situation der 

sozialistischen Koalitionsregierung 1986 schon vorausgeahnt hat. 

Ich zitiere: Der Minister des Äußern kann sich nicht äußern, 

der Minister des Innern ist schwach im Erinnern, der Minister 

der Finanzen muß nach jedes Pfeife tanzen, der Minister des 

Handels ist unsichtbaren Wandels, der Minister der Justiz hat 

nicht Stimme, nur Sitz, der Minister des Kultus ändert Kultus 

in Stul tus, der Chef der Polizei schüttelt den Kopf dabei. (Heiter-

keit und Beifall. ) 

Liebe Freunde ! Das sind nicht Probl eme der Sozialistischen 

Partei, das sind die Probleme unseres Land es , das sind unsere 

Probleme. Ich bedaure, daß sich in der SPÖ e ine Stimmung breit-

macht, die sagt: Was in Zukunft passiert, soll ohne uns passieren!, 

weil das eine besondere Form von politischem Zynismus ist. Ob 

man nun in Regierung oder in Opposition ist, man kann sich aus 

seiner Verantwortung nicht abmelden. Wir haben das in den harten 

Oppositionsjahren bei wesentlichen Punkten, bei denen wir in 

diesem Land vor der Entscheid ung gestanden sind, immer wieder 

bewiesen. Ich glaube, daß wir damit durch e ine gute Demokratie-

lehre gegangen sind, aber auch gute Demokratiegesinnung ge-

zeigt haben. 
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Wir habe n jetzt ku rze zeit - nu t zQ n wir die i c lL ! - , d iae u 

Notwendigkeiten , diese Maßnahme n, aber a uch di e Änd Qr ung on , 

in denen wir drinstehe n, zu überlegen, durc hzude nk Gn , zu Ubon 

und vorzubereite n, zu wissen, daß wir mit ne uen Themen wi e 

e inerseits Ökologie und Energie , anderseits mit de r Ent wickl un g 

der Arbeit , die uns nicht a usgeht , i m Gegent e il , di e un s i m 

großen Ausmaß bevorsteht, mit den Probleme n der Zeit ferti g-

werden müssen. Wir müss en di e zeit nu tzen, um den Ver haltens-

wechsel in der Politik zu begre i fe n, daß der Verant wo rtung der 

Person mehr Bedeutung zugemessen wird, daß es kei ne soge na nn te 

''Kullbox-Stimmung" geben kann, sondern daß wi r mi t überzeug enden 

Ideen jederzeit das Engagement de r jungen Leut e gewi nne n könne n. 

Wir erleben esi~~E wi eder : Wenn wir ei ne Idee vorst e llen, 

die für den einzelnen begre i f bar ist, wo er e twas tu n kann, 

dann sind entgegen a llen öffentlichen Mitteil unge n j ung e Me nsche n 

bereit, mitanzupacken und einen Weg mitzuge hen, der ihnen sinn-

voll vorkommt. Wir haben die Aufgabe der Übersetzung und de r 

Darstellung. 

Wir müssen auch jenen ParadigmenwechsPl begreifen, der der 

Politik längst neue Dimensionen gegeben hat, denn alles, was 

politisch geschieht, geht heute in seinen Wirkungen übe r Genera-

tionen. Alles, was politisch notwendig ist, verlangt heute nicht 

nur das Hinausschieben von Grenzen, sondern auch, daß wir uns 

Grenzen setzen müssen. Und alles, was die Politik zu tun hat, 

steht unter den Gesetzen einer Ethik. Das ist nicht eine älterliche 

Tante aus gutem Haus, die man am Wochenende herzeigen kann, sondern 
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das .ist eine gan z ernste A ff u o r derung persön l iche r Verantwortung , 

weil die meisten Dinge , di'e wi· r zu t un ' f d ha be n, s o t i efgre1 e n e 

Wirkungen haben, daß si e das Le be n de s .. . Burgers, da s Le be n e iner 

ganzen Gemeinscha f t betre ff e n. 

Das ist ja di e Veränderung, daß he ut e v ital e Frage n wie 

Wasser, Luft und Boden im Mittelpunkt ste hen. Andere Le bens vor-

aussetzungen gibt es ja letztlich nicht. Daran müssen sich in 

Zukunft Wirtsch~ft und Arbeit genauso orientieren wie alle anderen 

Verwaltungsmaßnahmen, die wir zu treffen haben. 

Der Auftrag, den die Politik damit hat, den wir realisieren 

mt.issen und den wir realisieren können, ist: sensibel sein und 

Phantasie haben, das Gefühl, das Gespür für jene, die geänstigt 

und besorgt sind, e ntwickeln , i h r en Sorgen adäquat be gegne n, 

nicht sich fürcht e n, nein, sonde rn Stärke und Ho f fnung signali-

sieren, daß wir in de r Lage sind, damit f ertigzuwerde n. 

Und ein zweites. Di e Politik, die wir vertreten, muß dann auch 

anders in der Öffentlichkeit präse nti e rt werde n. Politik ist 

he ute v ielfach zu außenorientiert. Man kann ruhig Schnitzler 

zitieren: Für die Politik gilt heute, daß die Meldung schon das 

Ereignis ist. Daraus werden die täglichen Verbalkonflikte, 

die uns zwingen, oft lauter und lauter zu werden, damit wir 

überhaupt gehört werden. Es entsteht dann der Eindruck, daß mit 

der Politik nichts geht und ohne si e schon gar nichts, und daß 

sie in Wirklichkeit gar nicht in der Lag e ist, die Probleme zu 

lösen. 

Wir haben die Chance, in der Zeit bis zur Nationalratswahl 
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darzustellen, wie wir uns di e Sachpro bleme und ihr e Bewältigung 

vorstellen und auc h welche Formen der Zu samme narbeit wir dabei 

wollen. Denn zusammengearbeitet werden muß in jeder Form, die die 

Demokratie vorgibt. Man kann sich von dieser Ve rantwortung nicht 

abmelden. Die gute Optik darf uns nicht zu dem verführen, was 

den ~ialisten passiert ist. Es wurde zum Beispiel ein ganzer 

VOEST-Vorstand ausgewechselt - gegen jede betriebswirtschaftliche 

Logik. Man glaubte, sich damit entschlossen zu präsentieren. 

Hinterlassen hat man ein A.lftragsloch und ein großes Risiko für 

diesen Betrieb. Oder man verkündet in Wahlkampfzeiten den Tod 

eines Kraftwerks und liefert gleich auch die taktische Begründung 

dazu. Ma~ erklärt die eigene Absicht und wundert sich dann, 

wenn das Politpublikum und der degradierte Bürger ve rstimmt ist. 

Wenn die Wahl v orüber ist, dann zi eht man e in Thema, von dem man 

geglaubt hat, daß es e rledigt sei oder zumindest anders behandelt 

wird, wie Hain burg, wieder heraus und bestätigt damit den 

Skeptizismus des Bürgers, daß man der Politik nicht glauben darf. 

Ich glau ?e wir wera e n diesen Weg nicht gehen. Wir werden 

die Kraft haben, Probleme zu lösen, auch wenn es schmerzlich 

ist . Ich glaube, daß dieser Parteitag die Verantwortung hat, dem, 

der mit uns und für uns an der Spitze diese Probleme lösen soll, 

die Versicherung und das Gefühl zu geben, daß wir dazu bereit sind, 

das schmerzliche und Schöne mitzutragen. Denn es kann nicht nur so 

sein, daß wir uns freuen, mit Alois Mock zu gewinnen, sondern 

wir haben dann auch die Verantwortung und die Aufgabe, mit Alois 
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~l ock die Verantwortung dafür zu tragen, da ß all.es das, wa s un s hinterla s s e n 

wu rd e , zu ei nem Be sseren ve ränd ert wird . (Be ifall . ) 

Lassen Sie m1'ch d ß sagen , daß wir das Gefühl haben dürfen, a 

da s ei ne un ge he ue r spa nn end e Aufgabe ist. we nn wir es können, 

we nn wir uns zus amme nne hme n, we nn wir nachde nk e n und dann handeln, 

dann ka nn und wird di e l e tzte Runde dies e s Ja hrhunderts uns ge-

hören. Lasse n wi r dazu das Chaos der Kreisky-Ära hinter uns. Habe n 

wi r de n Mut, gemei nsam zurück zur Zukun ft zu gehen! (Langanhaltender 

Beifa ll und Bravo !-Ru fe .) 

Vorsitzender Dk f m. Scheu c her : I ch dank e auch 

Dr . Erhard Busek s ehr herzlich f ür seine Ausfüh r ung e n und bitte 

nun Dr . Reinhold Lo patka ans Red nerpult , de r erst kürzlich mit 

96 Prozent vom La ndes tag de r Jungen ÖVP Ste i e rmark wiederum zum 

Lande sobmann gewäh lt wurd e . Wir gratuli e ren ihm s eh r herzlich. 

(Beifall.) 

Dr. Reinhold L o p a t k i ( JVP Ste iermark): Sehr geehrter 

Herr Bundespar t e iobmann! Werte Del eg i e rt e des Parteitages! Nach 

de n e twas länger e n Ausführungen von Dr. Taus und Dr. Busek glaube 

ich, muß Je tzt me ine Rede gestalte t sein wie ein Minirock: So 

ku rz , daß man Aufmerksamkeit erregt, aber doch so lang, daß man 

sich keine Blöße gi bt. 

Lassen Sie mich in diesem heilige n Land Tirol aber doch mit 

e inem Sat z aus dem Brief de s Aposte ls Paulus an die Galather 

beginnen. Der Sprung war jetzt gewagt, aber ich glaube, auf diesem 

Bundesparteitag soll man als Junger ruhig auch manche Sprünge 
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~age n , di e v i e ll e icht a nderen nic ht e rlaubt si nd . (Beifa l l . ) 

"Ei ne r trag e des and e r e n Last ", schre ibt Pa ulus in se inem 

Brief . Was er hie r vo n de r Christe ngemei nd e ve rlangt, ist von 

der· Bu nde sregie rung in de n l e tzte n 16 Jahre n f ür die 6ster-

r e ichische n Staatsbürger zu ei ne r Bürde geworden, die kaum noch 

zu tragen ist, de nn der e ine , de r in Öste rreich di e Last 

des anderen, sprich: der Bundesregie rung, zu tragen gehabt hat, 

wa r und ist immer der Ste uerz ah l e r. Während di e sozialistiscne n 

Reg i e rungsmitgli eder, wie nasse Pudel das Wasser, ihre Last 

abgeschüttelt haben , wurd e di e Zukunft der Jugend Tag für Tag aus-

verkau f t. Das liegt au f de r Ha nd. 

So auch bei de r letzten, der f ünften Regierungsumbildung 

nach Kr e isk y . Der Vers taatli chten - Min ister wird nun zum Dank 

für das VOEST - Intertrad ing - De bake l zum Fi na nzministe r bef6rdert. 

Anstelle des längst fä llige n Rücktritts der Bundesregierung geht 

es im alten Trott mit alten Gesichtern i n neuen Rollen weiter. 

In dieser Situation, werte Del egiert e des Parteitages, 

erwartet sich ins be sondere d i e Jugend vo n der Volkspartei klare 

politische Aussagen und keines fa lls, daß ÖVP-Politiker, die 

selbst gerne als Arbeiter-Vertreter in Nadelstreif auftreten, das 

parteipolitische Gezänk, das Hick-Hack der letzten Wochen fort-

setzen. Diese Form der politischen Auseinandersetzung überlassen 

wir bitte sozialistischen Zentralsekretären. (Zustimmung.) Gegen-

s e itige Diffamierungen und das Herumreden bei heiklen Themen, wie 

es der neue Bundeskanzler Vranitzky in der Causa Hainburg in den 

letzten Tagen praktiziert hat, vertreiben die Jugend aus den 
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Parteien . Bedenklich erscheint jungen Me nsc he n jene "Club 4 5 "-

At mosphäre, die sich in Österreich in l e tzter Zeit breitgemach t 

hat.Freundschaft, aber nicht am amicalen Sinn gemeint , ist längst 

zu einem Prinzip der Genossen geworden . Für meinen Geschmack gibt 

es dort zu v iele Verwalter , zu viele Sekretäre, zu viele, die ohn e 

Partei nichts sind. 

Da muß sich die Volkspartei deutlich abheben. Bei uns soll es 

auch Buntspechte geben, Buntspechte, mit spitzem Schnabel und 

schillerndem Gefieder. Wir brauchen keine Quoten, weder für die 

Frauen noch für die Senioren, aber auch nicht für die Jungen. 

Wir brauchen keinen Prozent- Zettel. In der Volkspartei können 

alle mitarbeiten , mitdenken. Ich bin glücklich, daß ich in dieser 

Partei bin, der Partei eines Dr . Mock, eines Dr . Graff , e ines 

Dr .Taus , eines Dr. Bu sek, einer Dr. Marga Hubinek. Über wen - so 

frage ich - können sich die Jungsozial isten freuen? Sicherlich 

nicht über i h ren neuen Bundeskanzler. Das haben sie ja schon 

selbst gesagt. 

Für den längst notwendigen Neubegi nn brauchen wir alle. Und 

es müssen auch alle Platz haben. Denn, werte Delegierte des 

Parteitages, gegenwärtig sind 1,285.000 Österreicher zwischen 

15 uns 24 Jahren, eine Zahl, die es niemals zuvor in der 

Zweiten Republik gegeben hat. Viele von ihnen drängen auf den 

Arbeitsmarkt. Immer weniger finden einen Arbeitsplatz. Abgesehen 

von Feue rwehr -Aktionen des Ministers Dallinger, die niemals 

als wirtschaft spolitische Maßnahmen, sondern nur als soziales 

Flickwerk gesehen werden können, ve rmitteln Sinowatz und 

Vranitzky für mich und, ich glaube, auch für die österreichische 
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Jug e nd alles and e r e , nur nicht Hoff nun g und Zuve rsi cht . 

Hi e r muß der Neubeginn de r Volksparte i ansetze n. Es hat 

für mich in den letzten Jahre n mehrere Vorbote n e ine s derartigen 

Neubeginns bereits gegeben, nach dem sich die Jugend s o s e hn t . 

Zwentendorf ist für mich durch das Ergebnis der Volksa bstimmung 

zu einem " Zeitwendendorf" geworden. Das e rfolgreiche Kon f ere n z-

zentrum-Volksbegehren, das Volksbegehren zum Schutz e de r Dona u-

March-Auen, das Volksbegehren gegen den Ankauf der uralten Draken 

künden für mich diesen Neubeginn an. Erfreulich für unsere Volks-

partei muß sein, daß bei jedem dieser Plebiszite führende. Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter der Volkspartei an vorderster 

Front 1 in erster Re ihe mitgekämpft haben, während von den Sozialiste n 

jede Spur gefehlt hat. Ja im Gegenteil: Si e haben be i j e dem Volks-

begehren - und versuchen es auch in diesen Tage n- immer wi eder de n 

Hebel angesetzt, um e s abzuwürgen. 

Neubeginn heißt für die Jugend ein klares Ja zur persön-

lichenlichen Leistung, ein klare s Ja zur Freiheit, ein klares Ja 

zur Eigeninitiative und zum pri vaten Unternehmertum, aber auch 

ein ebenso klares Nein zu Privilegien in geschützten Bere ichen, 

ein klares Nein zur Parteibuchwirtschaft. Das war für mich aus-

schlaggebend für den Haupterfolg unseres neuen Bundespräsidenten 

Dr. Kurt Waldheim. Er hat der Jugend das versprochen, was er als 

Bundespräsident halten kann. Er war ehrlich zur Jugend. 

Für mich bedeutet Neubeginn auch ein Nein zu naturzerstörerischem 

und menschengefährdendem, grenzenlosem Wachstum, frei nach dem Motto: 

Chip, Chip, hurra! Ich glaube, längstens seit Tschernobyl muß 

diese blinde technologiegläubige Haltung, die ich mit den Worten: 
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Chip, Chip, hurra!, umsc hreiben möchte , e in Ende gef und e n 

haben. Jetzt geht es um den wirklich umfassenden Neubeginn. 

Kann die Volkspartei de r Jugend di e s en Neubeginn signalisieren, 

heißt unser nächster Bundeskanzler - da von bin ich fest über-

zeugt-, gerade auch durch die Mithilf e der Jugend, Dr. Alois 

Mock. (Hoch-Rufe und Beifall.) 

Vorsitzender Dkfm. Scheuche r : Ich danke dem 

engagierten Jung-VP-Obmann aus der Steiermark. 

Am Wort ist nun die erste weibliche Vizepräsidentin einer 

Handelskammer, Frau Abgeordnete Dr. Helga Rabl-Stadl e r. 

Viz epräsidentin Abgeordnete zum Nationalrat Dr . Helga 

Ra b 1 - Sta d 1 e r (mit Beifall begrüßt ) : Ho her Parteitag ! 

Ich weiß nicht, welc h geheimnisvolle Reg i e gerade mich in diesen 

Ser Kreis hineingebracht hat. Er ist ja rein steirisch besetzt. 

Ich glaube, ich verdanke es meiner Ehe mit einem Steirer, daß ich 

heute neben dem steirischen Abgeordneten Taus, neben der steiri-

schen Nachwuchshoffnung Lopatka, neben dem Gründer der steirisch-

wienerischen Freundschaft Busek und neben dem leider aus Wien 

wieder in die Steiermark zurückgezogenen Landesrat Riegler sprechen 

darf. (Beifall.) 

Als ich heute um sechs Uhr früh mit dem Auto nach Innsbruck 

fuhr, wurde ich hellwach, als ich die Schlagzeile der "Salzburger 

Nachrichten" las, woraus man entnehmen konnte, daß Vizekanzler 
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St ege r s e ine n Vorgä ng e r Pet e r zum Aufsic htsrat spräs identen 

des Ve rbundkon ze rn s gemacht hat. Es mußt e uns e r ve r di e nter 

Wirtschaftspolitiker und Wirtschaftspraktiker Arthur Mussil 

gehen, damit e ine r in seine r Pension noch ei n Zubrot hat . 

Da sieht man, wa s di e Sozialisten , was di ese Regierung unter 

"Entpolitisierung" verste hen.(izustimrnung. ) Entpoliti sierung be-

deutet offensichtlich, Schwarz hinauszuzwingen, Rot und Blau 

hineinzuzwingen. Gerade hier zeigt sich wieder, daß Privatisierung, 

Privatisierung mit Augenmaß die einzige Möglichkeit zur Entpoliti-

sierung ist. Säße n im Ve rbundkonzern auch Private, dann wäre Arthur 

Mussil noch Aufs ichtsratspräsident für die einen, weil er von der 

ÖVP ist, und fü r die anderen, obwohl er von der ÖVP ist, da 

er von der Sache e twas ve rst eht. Ich glaube , da s wa r der dritt e 

große po litische Fehle r, den Vranit zk y in de r ganz kurzen Zeit, 

die e r an der Macht ist , gemacht hat . 

Wir haben am Mittwoch seine Regierungserk lärung im Parlament 

gehört. Dagegen war das, was uns Sinowatz 1983 präsentierte, 

geradezu e in konkreter Maßnahmenkatalog. Die jüngste Regierungs-

erklärung war eine philosophische Problembeschreibung ohne Lösungs-

möglichkeiten . 

Zur Energiepolitik stand zum Beispiel zu lesen: Die Sicherung 

der Energieaufbringung für die neunziger J ahre wird sich mit 

der Achtung gegenüber un serer Natur vertragen müssen. -

No na, möchte ich da sagen. Was heißt denn dieses richtige 

Bekenntnis zu umwe ltbewußter Energiegewinnung in konkreten 

Projekten ausgedrückt? Bei Sinowatz war 1983 noch zu lesen, 
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daß er Hainburg bauen will. Be i vranit zky wird nicht einmal 

mehr die Donau e rwähnt. Denn nac h de r sonntägl ichen Pre ss e -

stunde ist er sich klar, daß Wackersdorf und Hain bu r g sein zweite r 

großer politischer Fehler in seiner kurz en Übergangskanzlerschaft 

war. Steyrer - mein Kollege Busek hat es schon gesagt - kämpfte 

bei den Grüne n mit dem Versprechen, Hainburg würde ni ct t gebaut. 

Kreuzer sagte, es sei tot. Für vranitzky ist es wieder eine offene 

Frage.Une Zilk beruhigt, indem er sagt: Nein, nein, so ist das 

nicht gemeint, Hainburg wird nicht gebaut. 

Aber auch zu Wackerdorf ist mir die Stellung des Herrn 

Bundeskanzlers nicht klar. Im Wahlkampf versprache sein Vorgänger 

Sinowatz, er würde Franz Josef Strauß Wackersdorf abtrotzen. 

Ja der Salzburger SPÖ-Bürgermeister und der Salzburger FPÖ-

Obmann Frischenschlager fuhr e n nach Wackersdorf demonstrieren. 

Am Sonntag hat sich dann Vranitzky auf die Formulierung zurück-

gezogen, er wolle sich nicht in die Angelegenheiten eines befreun-

deten Staates einmischen. Ich glaube, nach Tschernoby l und ange-

sichts der berechtigten Ängste der österr e ichischen Bürger ist 

diese Haltung mehr als ein bloß ve rzeihlicher Formalismus. Ich 

meine, so hart das klingt, Vranitzky hat die Veränderung durch 

Tschernobyl nicht mitbekommen. Er ist einfach um zehn Jahre 

zu spät an die Macht gelangt. Zu Zeiten eines Helmut Scnmidt 

in Deutschland war diese Art von unsensiblen Machern richtig. 

Ich glaube, sie war nie richtig , aber damals hat sie gepaßt, 

und man hat noch nicht erkannt, daß darin nicht das große 

Glück der Politik liegt. 
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Aber heute woll en di e Öste r re i cher , daß alle polit i sch 

VeLantwortlichen alles tun, damit Wacke rsdor f ni cht gebaut 

wird. 

Ich freue mich, daß das unsere Lande shauptl eute Ratzenböck 

und Haslauer sofort erkannt haben. (Bei f all.) Heute woll en 

die Österreicher, daß alle politisch verantwortlichen dafür 

sorgen, daß die Kraftwerke an der tschechlschen Gre nz e , wenigstens 

was die Sicherheit betrifft, unbedenklicher werden. 

Innenminister Blecha hat einmal im Zusammenhang mit 

Hainburg von ''Demonstrationstouristen" gesprochen. Ich muß 

zugeben, mir selbst sind Demonstrationen, wer immer sie veran-

staltet, auch nicht _sehr s ympathisch. Daher bin ich nach Wackers-

dorf nicht mitgegangen. Aber was soll en die Salzburge r ~nd di e 

Oberösterreicher tun, als be i Aufmärschen ihre Stärke zu zeigen, 

wenn der Bundeskanzler nicht bereit ist, i hr Anliegen zu vertreten! 

Darum bitte ich euch wieder, liebe Landeshauptleute Haslauer und 

Ratzenböck: Bleibt ihr hart, ihr habt die Zukunft, nicht Strauß 

mit seiner gestrigen Sturheit! (Beifall. ) 

Vranitzky hat dann schon gemerkt, wie er daneben gegriffen 

hat, und hat zurückgesteckt. Aber das hat ja nichts mehr ge-

nützt. Er hat vor dem Gespräch mit Strauß euch nicht den Rücken 

gestärkt. In einem kleinlich parteipolitischen Sinn müßte man sich 

eigentlich freue n, daß er einen so schwerwiegenden Fehler gemacht 

hat. Ich t ue e s nicht. Denn Äu~erungen wie diese sind doch schuld 

daran, daß genau das einge treten ist, was Vranitzky in seine r 

Reg ierungs erklärung beklagte: die zunehmende Entfremdung zwischen 
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Bürger und St aat. Vrani tzky mach t den Fehler zu glaube n , daß nur 

einige wenig e Hysteri ker durch Tschernobyl nachde nkl ich wurden . 

Nein, Zehntause nde sind verunsichert und wo llen von uns, di e wir 

in der Politik stehen, besonders verantwortungsbewuß tes Hande ln. 

Aber gehen wir zu dem über , wo für Vra nitzky eigentlich steht : 

Wirtschaftspolitik, Steuerreform und Budgetsani e rung. Noch ni e 

waren wir soweit weg davon wie heute . 198 3 hat Sinowatz in seiner 

Regierungserklärung immerhin geschrieben, die Bundesregierung 

beabsichtigt, sehr rasch eine Steuerreform vorzune hmen. Heute , 

drei Jahre später, liegt noch immer kein Vorschlag auf dem Tisch. 

Ausschließlich ein Vorschlag von der ÖVP, aber de n wollen si e nicht 

aus kleinkari e rtem, parteipolitischem Denken. Heut e zieht sich 

Vranitzky in seine r Reg i erungserklärung au f de n Satz zu rü ck : 

Die Bundesre gie rung bekennt si ch zur Notwendig keit , unser Steuer -

system im Detail, abe r auch als Gan zes ständig einer Überprüfung zu 

unterziehen. Vereinfachung, admini str~ti ve Effizienz und Über-

sichtlichkeit müssen hier im Vordergrund ste he n. Und ich f rage 

mich schon, was sich jene sozialistischen Gewerkschafter denke n, 

die auf die ÖVP-Forderung nach Steuerref orm aufgesprunge n sind, 

wenn vranitzky heute zur Steuerreform nur sagt, die Bundesregi e rung 

steht dem Anliegen offen gegenüber. 

Aber einer seiner größten Fehler - und das war e ige ntlich 

der erste Fehler - war die personalpolitische Entscheidung, 

jenen Mann, der das Merkmal trägt, di e Ver staatlichte nicht 

gemanagt zu haben, Lacina, mit einer noch größeren Aufgabe, nämlich 

den Finanzen unseres Staates, zu betrauen. Lacina hat eigentlich 
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s ympat hisch s ein Sche i· t e r n · · einbekannt und wollte zurüc~crecen . 

Und a uch hier wiede · r intere ssant : Er woll t e schon einmal wege~ 

de s unseligen Frischenschlager-Reder - Handschl ages zur ückt reten . 

Aus parteipolitischen Gründen durfte er nicht . Er wol lte a us 

der Sache her jetzt nach dem VOEST-Debake l zurücktreten und wieder 

durfte er aus parteipolitischen Gr ünden nicht . Für di e Li nke 

in der SPÖ muß neben Dallinger noch ein zweiter gl a ubhafter 

Linker in der Regierung sein. Denn eine rote Ne lke Dal linger 

in dem Rosarot und Kornblumenbla u wäre doch zu wenig. 

Doch Ferdinand Lacina ist eben nicht nur die Symbolfigur 

der Linken, sondern er hat vor allem das wirtschaftspolitische 

Schicksal unseres Landes in der Hand. Er soll in zehn Monaten das 

tun, was Vranitzky nicht ge schaf ft hat . Kei n Wunde r, daß der 

Linzer SPÖ-Ideologe Nowotn y von e inem Ubergangskanzler s pricht . Er 

sagt, Sinowatz hätte die Tragflächen gescha ffen , Vrani tzky sei der 

Übergangskanzler zu e inem Ka nzler Fischer . Eine gefährl iche 

Drohung! 

Nun zum Schluß (Beifall) - atmen Sie erleichtert au f -: In 

dieser ganzen Regierungserklärung kommt das Wort "Frau" nicht vor. 

Nur einmal kommt das Wort "Tochte r" vor, und zwar als Tochter 

der ÖIAG. (Beifall.) Auch auf die paßt nicht sehr gut der Dohnal-

Spruch von "Töchter können mehr". ( Neuerlicher Beifall.) Als ganz 

kleine Rache von uns Frauen, daß wir nicht einmal genannt werden, 

sollten wir dafür sorgen, daß die Nowotn y-Prophezeiung vom Übergangs-

kanzler besonders schnell wahr wird und Alois Mock möglichst bald 

unser nächster Kanzler ist. (Beifall.) 
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Vorsi tz e rder Dkfm. Sch e uch e r : I ch danke Fra u 

Dr. Stadler für ihre Ausführungen, und im Hinblick auf ihre 

Eingangsbemerkung zum Trost: Ein Kärntner führt derzeit den 

Vorsitz, sozusagen als Verbindungsglied zwischen der Steier-

mark und Salzburg. 

Als nächster ist der Agrar-Sprecher der ÖVP, Landesrat 

Riegler, am Wort. 

Landesrat Dipl.-Ing. Josef R i e g 1 er (mit Beifall 

begrüßt): Herr Parteiobmann! Hoher Bundesparteitag! Liebe 

Freunde! 

Nachdem meine ebenso charmante wie brillante Vorrednerin 

die Regie angesprochen hat, erlauben Sie auch mir eine Bemerkung 

dazu. Wir Steirer sind sicher ein selbstbewußtes Volk und wir 

freuen uns vor allem über Freunde. Wir haben Gott sei Dank diese 

Freunde in allen österreichischen Bundesländern. Es ist sicher eine 

Besonderheit, wenn es diese ausgeprägte Freundschaft entgegen 

manchem Sprichwort gerade auch zwischen der Steiermark und Wien 

gibt, etwas, war wir in hohem Maße unserem Landeshauptmann und dem 

Wiener Landesparteiobmann, Erhard Busek, verdanken. (Beifall.) 

Aber eines wollen wir sicher nicht: Wir wollen uns Erhard Busek 

nicht einverleiben. Dafür brauchen wir ihn in Wien zu dringend. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß uns zwei Ereignisse 

in den vergangenen Wochen sehr nachdenklich machen sollten. 

Das erste: Die furchtbare Katastrophe in Tschernobyl, deren 

Auswirkunaen wir mit Beklemmung in unserem täglichen Leben spüren, 

hat eines gezeigt, nämlich wie nahe auch in einem Land wie öster-
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r e i ch , in dem sovi e l gek lagt w1· r d d "b d ß aru e r , a uns e r e 

Bauern zu tüchtig und zu f l e i ßi g wä r en , wi e nahe auch in e inem 

solchen Land im Jahre 1986 Überschu ß- und Ve r sorgun gsk r i s e neben-

einander liegen. Es war meines Erachtens großarti g , wi e di e 

österreichischen Bauern und di e damit ve r bund ene n Ein r ichtunge n 

alles an Mühsal und an schweren wirtschaftlichen Einschränkunge n 

auf sich genommen haben, um der Gesundheitsvorsorge uns e r e r Be -

völkerung Genüge zu tun. Es ist aber ebenso beschämend , liebe 

Freunde, wie schmählich gerade dieser Berufsstand von der der-

zeitigen Regierung a.uch in der Frage behandelt wird, Solidarität 

gegenüber beiden Seiten zu bewe isen und für erlitt~ne Einbuße n 

und Schwierigkeiten eine entsprechende Schade nsgutmachung sicher-

zustellen . ( Zustimmung.) 

Ein zweites. Die Grenz blockade n im Bur gen land haben uns 

erschreckend gezeigt, wie ge f ährlich es ist, wenn eine Regierung 

lange Zeit auf den elementarsten Inte resse n e ines Be rufsstande s 

herumtrampelt. soziale Ungerechtigkeit, meine Damen und Herren, 

ist der Nährboden für die Gefährdung des inneren Friedens. Gerade 

das mü ßte klarmachen, daß ein rasches Umdenken in der Behandlung 

der Bauern5 c ha f t und der ländlichen Bevölkerung ein Gebot 

der Stunde im Interesse des Staatsganzen ist. (Beifall.) 

Aber es war eben bezeichnend für das fehlende politische 

Au genmaß eines Bundeskanzlers Sinowatz und eines Landwirtschafts-

ministers Haide n, daß es zu solche n Situationen überhaupt kommen 

mußte. Der viel zu spät a bber ufe ne Landwirtschaftsminister Haiden 

hat einen Scherbenhaufen in der Agrarpolitik hinterlassen, einen 
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Berg an Sorgen und a n Prob l emen für unse r e Baue r n in allen 

Regionen und Produktionssparten , ob für di e We inbaue rn, 

für die Milchbauern, für di e Bauern in de r Vi e hwirtschaft, in 

der Gemüse- und Obstproduktion, rundherum, wo wi r nur hinblicken. 

Das kam davon, we il kein Herz und ke in Ve rständnis f ür di e An-

liegen und Probleme vorhanden waren, we il die Bekämpfung eine s Berufs-

standes statt der Hilfestellung im Vordergrund stand und we il vor 

allem ein erschreckender Mangel an Phantasie festzust e llen war. 

Die Wurzeln dieser heutigen Probleme reichen genauso wie in der 

verstaatlichten Industrie und in unserer gesamten Situation 

jahrelang zurück. Die Ungerechtigkeit im Außenhandel, das Ver-

hindern neuer Produktionsalte rnativen, das Abdrehen jedweder 

Zukunftsinvestitionen bis hi n zur Bildung, Forschung und Beratung. 

Die Renten wurde n gekürzt, die Steuern und Beiträge e rhöht. 

Und die Baue rn wurden zunehmend in eine total e Reglementierung 

hineingetrieben, und zwar so weit, daß sogar die verschenkte 

Milch zwischen Verwandten melde- und abgabenpflichtig gemacht 

werden sollte. 

Ich sage eines auch ganz deutlich: Ich empfinde es als 

positiv , wenn der neue Landwirtschaftsminister signalisiert, 

daß er nach einem anderen Stil suchen möchte. Es ist zwar aus der 

Sicht de r Landwirtschaft und der bäuerlichen Familien bedauer-

lich, daß diese Regierung wieder einen Gewerkschaftssekretär 

und nicht e inen Repräsentanten des Berufsstandes in dieses Ressort 

berufen hat. Abe r ich begrüße es, wenn ein Minister sagt: Ich 

möchte versuchen, Probleme in aner sachbezogeneren Form zu lösen. 
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An unserer konstrukti ven Be r e i· tschaft h · d v at e s 1n e r e rgang e n-

he it ni cht gefehlt und wi'rd ·· e s umso wen ige r in de n nachste n 

Wochen und Monaten feh l e n. 

Problembewältigung statt Verh inde rung von Lösungen ist 

begrüßenswert. Allerdings ist klar, daß der Sp i elraum für diesen 

neuberu fe nen Minister äußerst kl e in sein wird. zu groß ist der 

Problembe rg, zu kur z ist die Zeit und zu desolat ist der politische 

Zustand der derzei tigen Regierung. Wir sollten aber durchaus 

bewußt jenen Kräften in de r sozialistischen Partei , di e zumindest 

zeigen, daß sie Sacharbe it vor Parteienkampf stellen , auc~ 

di e Chance zu dieser Arbeit geben. Entsche idend wi r d jedoch s e in, 

daß es auch f ür un sere bäuerl iche Beru fsg ru ppe und insbesondere 

für unsere ländl iche Bevölke rung zu e inem wi rk l i chen Neubeg i nn 

kommt. Dieser Neubeginn hängt mit dem po litischen Neubeg inn 

in Österreich zusamme n , den es e rst nach Neuwahlen geben kann. 

(Beifall. ) 

Uns e r Programm liegt vor . Es baut auf j e nen Ideen au f , 

für die Sixtus Lanner am Beginn de r siebzige r Jahre im Österreichi-

schen Bauernbund in s e iner Politik für den länd l ichen Raum de n 

Grundstock ge legt hat. Auf dieser Linie haben wir konsequent 

weitergearbeitet. 

Ich sage daher ganz bewußt: Das Entscheidende auch für 

unsere bäuerlichen Freunde ist es , daß wir im ländlichen Bereich 

gewerbliche Betriebe, Fr emdenverkehr , Industri e haben, daß es 

eine Gesamtwirtschafts- und Strukturentwicklung gibt, die wieder 

Aufschwung, Arbeit, Einkommen und damit soziale Sicherheit ge-

währleistet. Für di e Bauernschaft selbst wollen wir eine Offensive 

im Außenhandel und darübe r hinaus, daß Gerecht igkei t in den 
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Konkurrenzsituationen gegeben ist . ~ir wol l e n alles tun in 

Richtung neuer Produktionsalte rnati ve n und damit auch neuer 

Chancen für unsere bäuerlichen Be triebe ebenso wie f ür unsere 

Betriebe in der Verarbeitung, in der Veredelung dieser Produktion. 

Entscheidend wird es sein, daß den Bauern und ihren Betrie be n wieder 

selber die Möglichkeit gegeben wird, darüber zu bef ind en, was 

sie erzeugen wollen, wie sie wirtschaften und arbeiten möchten, 

daß die Einkommen durch Preis- und Kostengestaltung und durch 

die Schaffung neuer Absatzmöglichkeiten sichergestellt werden. 

Wir brauchen wieder die Hilfe zur Strukturverbesserung. Es wird 

notwendig sein- und dazu bekennen wir uns ausdrücklich auch in 

unserem Wirtschaftsprogramm-, diesbezüglich auch im Bundesbudget 

entsprechende Vorsorgen zu treffen . 

Ich sage Ihnen: Es ist zehnmal gesche iter, statt der Ve r-

schleuderung von Mil li arden für Export e auf Grund einer Fehl-

entwicklung, diese Budgetmitt e l in Zukunftsinvestitionen zu 

stecken, vor allem für Investitionen in den Betrieben, in der 

Strukturverbesserung, in der Forschung, in das Bildungswesen, 

in die Beratung und in unsere Landjugendarbeit. Das wird die 

Grundlage sein, daß es eine langfristige und mittelfristige 

Aufwärtsentwicklung in unserer Bauernschaft und damit in Öster-

reich gibt. (Beifall. ) 

Erhard Busek hat es bereits ausgesprochen. Es geht ganz 

vorrangig darum, daß wir die Naturgrundlagen sichern: Den 

Boden, den Wald, das Wasser und die Luft. Das heißt, es bedarf 

einer aktiven Umweltpolitik. Wir haben es in den Bundesländern 
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und Forstwirtschaft , fu·· d r uns eren ländlichen Ra um zustan e br1na Pn . 

Lassen Sie mich abschli e ßend noch e inen Satz an f ügen : Di e 

Bauern haben in guten und schlechten Tagen ihre Treue zu ihrer 

Gesinnungsgemeinschaft, zur Öster r e ichischen Volksparteie indrucks -

voll belegt und bewiesen. 

Wenn heute Präsident Minkowitsch gedacht wurde, dann dürf en 

wir sagen: Das war jener Bauernführer, der in dies e r kritischen 

Zeit diese Treue in den Vordergrund gestellt hat. Nach unserem 

Grundsatz "Treue für Treue" möchte ich bei diesem Bundesparteitag 

an Sie alle appellieren und Sie alle ersuchen: Die Volkspartei 

m~ß alles tun, um der bäuerlichen und ländlichen Be völkerung in 

unserem Staat und in unserer Gesellschaft wieder vo ll e Ge r echtig-

keit zu geben und zu gewäh ren. (Zustimmung.) 

Wir haben es gerade in diesen Woche n gespürt: Das Schicksal 

der Bauern ist eine Aufgabe de r gesamten Gesellschaft und des 

gesamten Staates. Wenn wir am Beginn im Gedenken an jene Männ e r in 

unsere:- Gesinnungsgemeinschaft gesehen haben , welch breites 

Spektrum an Persönlichkeiten hier di e Arbeit de r Volkspartei 

mitgeprägt haben, dann sehen wir, daß dort die Stärke dieser Ge-

sinnungsgemeinschaft liegt. 

Ich möchte mit Josf Taus sagen: Wir wollen ohne Überheblich-

keit, aber verantwortungsbereit, offen und ehrlich - im Be-

mühen, die konstruktiven Kräfte zusammenz uf ühren - für Öster-

reich arbeiten. Wir wollen auch eine Alternative im politischen 

Stil bieten, nämlich den Wettbewerb de r politischen Ideen, den 

Wettbewerb der Personen, aber nicht den Vernichtungskampf gegen 

Parteien und gegen Repräsentanten, wie wir es in so beschämender 












































































































































































































































































































































































































	Prot ÖVP 1986.pdf
	Prot ÖVP 1986
	ÖVP 1986_KvVi_1_1-70
	ÖVP1986_KvVi_2_71-95
	Prot ÖVP 1986
	ÖVP1986_KvVi_3_203-270
	Prot ÖVP 1986
	ÖVP1986_KvVi_4_276-325
	ÖVP1986_KvVi_5_326-380



